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Massnahmen zur Sicherung
der Stromversorgung nötig

Die Debatten und politischen
Forderungen zur Schweizer

Energiepolitik häufen sich.

AARAU - Die vom Volk verabschiedeten
Ziele der Energiestrategie 2050 können
nicht erreicht werden. Gleichzeitig droht
der Schweiz schon in den nächsten Jah-
ren Strommangel mit verheerenden Fol-
gen für die Wirtschaft.

Verantwortlichkeiten regeln

Als Vertreterin von rund 2000 Unterneh-
men setzt sich die Aargauische Industrie-
und Handelskammet(AIHK) mit Nach-
druck für ie Sicheeteung der Stromver
sorgung irder Schweiz ein: Dazu gehören
klare Re,elungen der Verantwortlich-
keiten zu. Versorgungssicherheit eben-
so wie eire technologieneutrale Planung
ohne gesezliche Verbote, die den Bau von
KernkrafVerken der neueren Generatio-
nen erlauen würde. Gleichzeitig ist eine
Verlängenng der Laufzeiten der beste-
henden Kmkraftwerke zu prüfen.

Energiezie nicht erreichbar

Nachderrm vergangenen Jahr sowohl
die natiorlen als auch kantonalen Ener-
gie- Vorlan in den Volksabstimmun-
gen gesclitert sind, kann die Schweiz
die anspchsvollen Ziele der Energie-
strategie )50 nicht erreichen. Zudem
sind gems neuen Prognosen noch in
diesem Jazehnt Strommangellagen in
der Schwe zu erwarten. Eine mehrtäti-
ge Stromangellage ist kein Netzzusam-
menbrucbder ein totaler Blackout - es
bedeutet diglich, dass das Angebot an
Elektrizit die Nachfrage der Haushalte,
Unternehen und Infrastrukturanlagen
nicht mehiecken kann. Mit verheeren-
den Folgefür diejenigen Unternehmen,
die auf Plaungssicherheit in der Strom-
versorgur angewiesen sind.

Technologieneutral planen

Die AIHK fordert umgehend Massnah-
men, um die Versorgungssicherheit in
der Schweiz zu gewährleisten. Dazu be-
darf es einer raschen Klärung der Ver-
antwortlichkeiten zur Versorgungssi-
cherheit (Bund, Kantone sowie Energie-
wirtschaft) ebenso wie einer konkreten
technologieneutralen Planung. Für eine
technologieneutrale Planung müssen die
heute gültigen gesetzlichen Technologie-
verbote aufgehoben werden, was den Bau
von Kernkraftwerken der neueren Ge-
nerationen ermöglichen würde. Gleich-
zeitig ist eine Verlängerung der Laufzei-
ten von bestehenden Kernkraftwerke zu
prüfen, um den bevorstehenden Strom-
mangellagen entgegenzuwirken und die
Stromversorgung in der Schweiz weiter-
hin sicherzustellen. Die Aufhebung des
Technologieverbots würde zudem dazu
beitragen, weiterhin Fachkräfte in die-
sem Bereich zu finden und auszubilden.
Energieforschung stärken

Der Aargau ist dank des Paul Scherrer
Instituts PSI in Villigen und der Fach-
hochschule Nordwestschweiz (FHNW)
in Windisch führend in der Energiefor-
schung. Es ist zwingend, dass weiterhin
mit Hochdruck an möglichst CO2-neut-
ralen Technologien geforscht wird.

Verbände engagieren sich gemeinsam

Im November 2021 hatte die AIHK mit
dem Aargauischen Gewerbeverband
(AGV) und dem Hauseigentümerver-
band Aargau (HEV) in einem gemein-
samen Schreiben an den Aargauer Re-
gierungsrat auf die Dringlichkeit von
Massnahmen hinsichtlich einer vernünf-
tigen und nachhaltigen Energie- und Kli-
mapolitik hingewiesen. Gleichzeitig ha-
ben die drei Verbände einen frühzeitigen
Einbezug in die Erarbeitung der künfti-
gen kantonalen Energiepolitik gefordert.


